
    

 

 

Beschluss  der Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes 

und der Länder 

Stand: 27. Januar 2022 

________________________________________________________________ 

Die Datenschutzaufsichtsbehörden der Länder haben in Bezug auf Staatsanwaltschaften 

umfassende Kontrollkompetenzen 

Nach der JI-Richtlinie (RL (EU) 680/16 – JI-RL) müssen sämtliche Mitgliedstaaten der EU ihren 

Datenschutzaufsichtsbehörden die in der Richtlinie vorgesehenen Aufgaben übertragen sowie 

entsprechende Befugnisse einräumen. Zu den Aufgaben gehört die Überwachung der Rechts-

vorschriften, die zur Umsetzung der JI-RL erlassen wurden, und die Durchführung von Kontrol-

len über deren ordnungsgemäße Anwendung. Den Datenschutzaufsichtsbehörden sind damit 

auch gegenüber Staatsanwaltschaften wirksame Untersuchungs- und Abhilfebefugnisse ein-

zuräumen. Dies umfasst auch den Zugriff auf Strafverfahrensakten der Staatsanwaltschaften. 

Der im Jahr 2019 neu eingeführte § 500 Strafprozessordnung (StPO) trifft keine hiervon ab-

weichende Regelung. Die datenschutzrechtlichen Vorschriften der Länder in Bezug auf Staats-

anwaltschaften sind bereichsspezifische Sonderregelungen, die dem Bundesdatenschutzge-

setz (BDSG) vorgehen. Hiervon abweichend wurde mit § 500 Abs. 1 StPO der dritte Teil des 

BDSG als materielles Datenschutzrecht für Staatsanwaltschaften für anwendbar erklärt. Da-

nach ergibt sich das von Staatsanwaltschaften im Rahmen ihrer Strafverfolgungstätigkeiten zu 

beachtende Datenschutzrecht zunächst aus der StPO und, soweit hierin keine Vorgaben ent-

halten sind, aus dem dritten Teil des BDSG. Ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 500 

StPO verbleibt es hinsichtlich der Zuständigkeiten und Kontrollkompetenzen der Datenschutz-

aufsichtsbehörden jedoch ausdrücklich bei den im jeweiligen Landesrecht getroffenen Rege-

lungen.  

Eine Vorschrift, die den Datenschutzaufsichtsbehörden ihre Kontrollkompetenzen in Bezug 

auf Staatsanwaltschaften absprechen würde, wäre europarechtswidrig. Nach der JI-RL dürfen 

lediglich solche Stellen ausnahmsweise von der Kontrolle der Datenschutzaufsichtsbehörden 

ausgenommen werden, die ähnlich wie Richter*innen völlig unabhängig entscheiden. Der 

EuGH hat jedoch erst kürzlich festgestellt, dass deutsche Staatsanwaltschaften keine in die-

sem Sinne unabhängigen Stellen sind. 



 

 

Die DSK appelliert daher an die Regierungen der Länder, soweit vereinzelt noch nicht erfolgt, 

sämtliche Vorgaben der JI-RL zur Gewährleistung der Kontrollkompetenzen der Aufsichtsbe-

hörden und ihrer Befugnisse gegenüber Staatsanwaltschaften im jeweiligen Landesrecht um-

zusetzen und auf die ordnungsgemäße Anwendung dieser Regelungen durch die eigenen Be-

hörden hinzuwirken. Dies umfasst auch Einsichtsrechte der Aufsichtsbehörden in die Strafver-

fahrensakten der Staatsanwaltschaften. 

 


